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Jun halt. 


Selbſtverwaltung und Verwalrungswiſſenſchaft, 
Wahrheit. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Inhalt der aufrechten politiſchen Erledigung über ein Baugeſuch im Falle des Inzwi⸗ 
ſchentretens privatrechtlicher Einwendungen gegen den Bau. In ſolchem Falle 
ſteht es nunmehr dem Civilrichter zu, über Anlangen der Parteien zu entſcheiden, 
ob der politiſch zufäffig erkannte Ban begonnen werden könne oder nicht. 

Zur Frage inwiefern ſchon das Project eines Lagerplanes auf die Bewilligung 
bereits ſchwebender Bauanſuchen Einfluß nehmen konne. 

Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. VII. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Selbſtverwaltung und Verwaltungs wiſſenſchaft, 
Dichtung und Wahrheit!). 


Wenn wir die Geſtaltung und Entwicklung der neueren Ges | 


ſetzgebung verfolgen, welche dieſelbe namentlich in Preußen unter der 
dermalen zur abſoluten Herrſchaft gelangten Phraſe der „Selbſtver⸗ 
waltung“ erlangt hat, ſo gibt es nichts Bezeichnenderes für die „Dichtung 
und Wahrheit“, welche mit dieſem modernen politiſchen Dogma ges 
trieben wird, als wenn wir die Beſtimmungen der Kreisordnung 
vom 13. December 1872 mit den beziehungsweiſen Vorſchriften in 
dem Entwurfe der Landgemeinde-Ordnung für die preußiſchen Weſt⸗ 
provinzen vergleichen. m 

Der letztgedachte Entwurf geht von der Vorausſetzung aus, 
daß alle Amtsvorſteher (bisher Landbürgermeiſterei⸗Vorſteher) beſoldete 
Berufsbeamte ſind und ſieht ſich ſogar genöthigt die Beſtellung be⸗ 
ſoldeter Beigeordneter der beſoldeten Amtsvorſteher (Landbürgermeiſter) 
vorzuſehen, denn „Ehrenſtellen“, ‚To heißt es in der Petition der 
rheiniſchen Landbürgermeiſter, „ſind nicht mehr vorhanden“; 
eben ſo konnten in der Provinz Weſtphalen von den ſaͤmmtlichen 
Amtmannsſtellen (Amtsvorſteherſtellen) daſelbſt 85 pCt. niemals 
mit Ehrenamtmännern beſetzt werden und die gegenwärtige Zahl der 
letzteren beträgt noch nicht 10 pCt. der vorhandenen Stellen. Auch 
in einer Petition von 120 Bürgermeiſtern der Provinz Heſſen⸗Naffau 
an das preußiſche Abgeordnetenhaus um Erhöhung der Gehalte der 
Bürgermeiſter heißt es: Die Geſchäfte haben ſich im Laufe der 
Zeit und insbeſondere ſeit der Preußiſchen Herrſchaft verdreifacht, fo 


daß „von einem Ehrenamte nicht mehr die Rede ſein könne“. 


Wenn nun trotz dieſer in Preußen feit Jahrzehnten vorliegenden 
Erfahrungen die preußiſche Kreisordnung vom 13. December 1872 
die Stellung der Amtsvorſteher grundſätzlich als „Ehrenämter“ neu 


) Aus der „Deutſchen Gemeinde-Zeitung“, Nr. 1 de 1875. 


Dicht ung und 


conſtituirt und ſomit die geſammte höhere Verwaltungsorganiſation 
der Landgemeinden, die weſentlich ſtaatlicher Bedeutung iſt, von 
einer durchaus als unzulänglich bewährten Inſtitution abhängig macht, 
ſo iſt dies nur dadurch erklärlich, daß man Seitens des Landtages 
ſowohl als Seitens der Staatsregierung mit der herrſchenden Phraſe 
der „Selbſtverwaltung“ ſich ſelbſt und gleichzeitig ſich wechſelſeitig 
getäuſcht hat. 

Wir haben gewiß vor Allem, was „Selbſtverwaltung“ genannt 
wird, den höchſten Reſpect und halten es nicht nur für wünſchens⸗ 
werth, ſondern auch für durchaus nothwendig, daß die Staatsbürger 
auf die Geſtaltung und Entwicklung aller öffentlichen Verhältniſſe 
ßfortdauernd einen gebührenden und maßgebenden Einfluß nehmen. 

Dennoch müſſen wir mit aller Entſchiedenheit gegen den Miß⸗ 
brauch auftreten, welcher mit diefem jetzt zu einer politiſchen Phraſe 
gewordenen Begriffe gedankenlos und leichtfertig getrieben wird, da 
derſelbe eher geeignet iſt, die glücklichen Reſultate wirklicher und 
berechtigter Selbſtverwaltung zu vereiteln und die geſammten öffent⸗ 
lichen Zuſtände fortdauernd zu zerrütten, als irgend welchen für 
das Wohl und Wehe der Bevölkerung erſprießlichen Erfolg zu ſichern. 

Handelt es ſich darum, Geſetze und geſetzliche Anordnungen zu 
ſchaffen oder die Anwendung und Ausführung derſelben zu eo ne 
troliren und ſicher zu ftellen, handelt es ſich nur ferner darum, 
beſtimmte einzelne Vorſchriften beſtimmter einzelner Geſetze an— 
zuwenden und auszuführen, fo wird die Hinzuziehung und Mit⸗— 
wirkung im bürgerlichen Leben ſtehender Perſonen, was im Allgemeinen 
unter „Selbſtverwaltung“ verſtanden wird, gewiß nicht nur dringend 
wünſchenswerth, ſondern auch nothwendig ſein, um Volk und Regie⸗ 
rung in der beiderſeitig ſich ergänzenden und durchdringenden Wechſel— 
beziehung zu erhalten, um die Lenker und Vollſtrecker der Geſetze nicht 
dem Leben zu entfremden und nicht zu derjenigen Specialität ſich 
ausbilden zu laſſen, welche gewöhnlich mit dem Namen „Bureau⸗ 
kratie“ bezeichnet wird, ſowie um endlich den materiellen Aufwand 
15 die Beſtreitung der öffentlichen Bedürfniſſe durch Heranziehung 
bereit ſtehender Privatkräfte nach Möglichkeit zu erleichtern. 
| Wenn und ſobald es ſich aber darum handelt, eine ganze 
Summe von Pflichten und Handlungen auszuüben, welche eine um— 
fangreiche und eingehende Kenntniß von Geſetzen und Verordnungen 
erfordern, wenn und ſobald letztere nicht bloß in einzelnen für ſich 
beſtehenden Acten, ſondern fortlaufend und im Zuſammenhange mit 
der Geſammtheit der übrigen Geſetzgebung und allen Aufgaben des 
Staats und der Geſellſchaft ausgeübt werden ſollen, wenn und ſobald 
ferner mit der Anwendung beſtimmter Geſetze eine öffentliche und 
discretionäre Gewalt verknüpft iſt, die rein ſachlich und im 
öffentlichen Intereſſe, ſowie unter Fernhaltung aller durch eine bür⸗ 
gerliche und geſellſchaftliche Lebensſtellung erzeugten Vorurtheile ber 
dingten Standes⸗Intereſſen und Anſchauungen, ſubjectiven Zu- und 
Abneigungen, verwandſchaftlichen und perſönlichen Beeinfluſſungen ge⸗ 
handhabt werden muß, wenn und ſobald ferner die ſorgfältige und 
gewiſſenhafte Wahrnehmung der übertragenen öffentlichen Pflichten 


und Handlungen die Thätigkeit einer Manneskraft vorwiegend in 
Anſpruch nimmt und die Ausführung der damit verbundenen Geſchäfte 
in correcter und möglichſt vollkommener Weiſe nur durch Aneignung 
einer gewiſſen „Geſchäftsroutine“ möglich tt, wenn endlich dieſe Ges 
ſchäfte der Regel nach weder freiwillig noch wirklich unentgeltlich aus⸗ 
geführt werden, ſo heißt es in der That mit der Regierung und 
Verwaltung des Staats- und Gemeinweſens ein leichtfertiges oder 
frevelhaftes Spiel treiben, wenn man unter dieſen Umftänden „Ehren— 
ſtellen der Selbſtverwaltung“ conſtituiren will. 

Dieſe Ehrenſtellen der Selbftverwaltung werden der Regel nach 
nur Schmachſtellen des Selbſtintereſſes werden, zur Mißachtung der 
Staatsgeſetze und öffentlichen Einrichtungen führen, Bevorzugungen, 
Begünſtigungen und Benachtbeiligungen aller Art hervorrufen, per— 
ſönliche Selbftüberhebung und Hochmuth, andererſeits Haß und 
Verachtung innerhalb der Geſchäftsclaſſen erzeugen und, wenn man 
die durch unwillige, ungeſchickte und nachläſſige Geſchäftsführung ver⸗ 
aulaßte außergewöhnliche Belaſtung des Publicums und der Anfſichtsbehör⸗ 
den, ſowie die ſonſtige „Dienſtunkoſtenentſchädigung“ in Betracht zieht, 
ſogar oft auch noch mehr materielle Opfer erfordern, als das unter 
ſolchen Umſtänden allein genügende und durchaus erforderliche Be— 
rufsamt. 

Laſſen wir die Thatſachen reden, indem wir aus den Erfah: 
rungen eines höheren Regierungsbeamten, welche derſelbe über die 
Amtseinrichtung in Weſtphalen S. 65 ff. der D. Gem. ⸗Ztg. von 
1872 niedergelegt hat, nur folgende Stellen mittheilen: „Was die 
Bewährung der Ehrenamtmänner anbelangt, To entſpricht der Ab— 


neigung zur Uebernahme des Ehrenamts die geringe Neigung der 


Amtseingeſeſſenen und wenigſtens eines Theiles der Verwaltungsbe— 
hörden, die Amts⸗Verwaltung in den Händen eines Ehrenamtmanns 
zu ſehen, und zwar deshalb, weil die Mehrzahl der letzteren die Ge- 
ſchäfte und die Amtseingeſeſſenen etwas zu cavalierement zu behan⸗ 
deln pflegt“. 

„Häufiger als bei den Amtscommiſſarien zeigt ſich bei den 
Ehrenamtsvorſtehern eine zu hohe Normirung der Dienftunfoften- 
Entſchädigung und führt dazu, daß der Begriff des Ehrenamts faſt 
verſchwindet, und ſich der Inhaber des Ehrenamts von dem beſolde— 
ten Amtscommiſſär nur durch den Namen und vielleicht inſofern 
noch unterſcheidet, als der Erſtere die Geſchäfte mehr cavalierement 
behandelt. Die Erfahrung hat in Weſtphalen ſchon mehrfach gezeigt. 
daß einzelne Ehrenamtmänner die Bedeutung des Ehrenamts haupt⸗ 
ſächlich darin ſehen, daß ihnen auf Regimentsunkoſten eine Equipage 
oder ein Reitpferd, ein Secretär oder ein Kanzliſt gehalten werden 
und daß ihr Einfluß in der Amtsverſammlung groß genug iſt, um 
dieſelbe zu Bewilligungen zu veranlaſſen, welche das Maß des Noth— 
wendigen weit überſchreiten und mit dem Begriff des Ehrenamts in 
directem Widerſpruch ſtehen.“ 

Es gehört nicht viel Menſchen- und Lebenserfahrung dazu, um 
das vorſtehende Urtheil als für ein ſicherlich und durchaus zutreffen⸗ 
des zu erkennen; es gehört aber auch für den unbefangenen und außer⸗ 
halb der politiſchen und einſeitigen Partei- und Geſellſchaftsanſchau⸗ 


ungen ſtehenden Beurtheiler öffentlicher Zuſtände nur geringe Einſicht 


dazu, um hiernach die Richtigkeit unſerer Anſicht beſtätigt zu finden, 
daß man bei der grundſätzlichen Conſtituirung der öſtlichen Ehren— 
amtsvorſteher in Preußen Seitens des Landtags ſowohl als Seitens 


der Staatsregierung mit der herrſchenden Phraſe der „Selbitveriwalz | 


tung“ ſich ſelbſt und gleichzeitig ſich wechſelſeitig getäuſcht hat. Die 
Mode der Tagespolitik bringt es einmal mit ſich, daß alles, was 
„Selbſtverwaltung“ iſt oder genannt wird, von vornherein als voll— 
endet gilt oder geprieſen wird, während andererfeits alles, was Berufs⸗ 
amt iſt, ebenſo ohne Weiteres als ſchlecht gilt oder ausgegeben wird; 
um „liberal“ zu ſein, mußte man auf beiden Seiten aber die Mode 
mitmachen, deren Lobgeſang in der Tages⸗ und Soldpreſſe täglich 
gedankenlos und ununterſchiedlich erklang. 

Das herrliche Modewort „Selbſtverwaltung“ iſt ja ſo recht 
geeignet, nach allen Seiten hin zu befriedigen, Hoffnungen und Täu⸗ 
ſchungen nach allen Seiten hin gleichzeitig hervorzurufen; es übt 
denſelben nebelhaften Zauber in der Verwaltung aus, wie Herrn 
Schultze's famoſes Wort „Selbſthilfe“ in der „Volkswirthſchaft“. 


Läßt ſich doch mit ſolchen „Duſel⸗Worten“ ſtets „vortrefflich ſtreiten“. 


„Liberal“, ſehr „liberal“ war es früher, die „angeſtammte“ 
örtliche, dabei aber äußerſt beſchränkte Polizeiverwaltung der „Ritter⸗ 
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gutsbeſitzer“ mit allen Mitteln der Logik und bitterſten Kritik zu be⸗ 
kämpfen; jetzt iſt durch die Kreisordnung denſelben und dazu zahl 
reichen anderen „Ritter.“ und ſonſtigen Gutsbeſitzern mit ſammt 
ihren Inſpectoren die örtliche Polizeiverwaltung nicht nur im eigenen 
Haus und Hof, ſondern auch über Haus und Hof benachbarter Bau 
erngemeinden in höherem Grade als je verliehen und es iſt dies 
trotzdem nicht „reactionär“ geworden, ſondern ebenfalls „liberal“ ge⸗ 
blieben, weil man das, was man früher Feudalverwaltung nannte, 
nunmehr mit dem Namen der „Selbſtverwaltung“ belegt hat! 

In der That, das iſt „Staatskunſt“; leider aber eine ſolche, 
unter der die Wohlfahrt der Bevölkerung zerrüttet wird und zu 
Grunde geht, der Geiſt der Sittlichkeit und die Achtung vor den Ge— 
ſetzen des Staates vernichtet werden. 

Aber noch tiefere und weitgehendere Wunden wird eine Geſetz— 
gebung ſchlagen, welche an die Stelle des erforderlichen ſachlichen und 
geſchäſtsmäßigen Berufsamts den Schein einer ſ. g. „Selbſtverwal⸗ 
tung“ ſetzt. Wenn nämlich an die Kenntniß und Beſorgung umfaſ⸗ 
ſender und wichtiger öffentlicher Angelegenheiten ſo geringe Anſprüche 
erhoben werden, daß jeder beliebige Grundbeſitzer ohne Weiteres als 
befähiget und berufen dazu erachtet wird, welchen nachtheiligen Ein⸗ 
fluß muß dies auf den Wiſſenstrieb und das Pflichtbewußtſein der 
Berufsbeamten ausüben. 

Der Umſtand, daß ein wirkliches und wichtiges öffentliches 
„Amt“ ohne vorherige Aneignung beſtimmter Fachkenntniſſe und nur 
fo nebenbei „cavalierement“ geübt werden kann und noch dazu ſo— 
dann als beſondere Ehrenſtelle geprieſen wird, kann nur demoraliſtrend 
für den Berufsbeamtenſtand wirken. 

Ebenſo wird aber auch dadurch der Nutzen, Werth und die 
Bedeutung der Verwaltungswiſſenſchaft vollſtändig verkannt und 
herabgedrückt werden. Denn, wenn man, um zu „verwalten“, gar 
keine vorherigen Kenntniſſe nöthig hat, wofür exiſtirt alsdann zu 
dieſem Zwecke ein beſonderes Wiſſen und iſt eine beſondere Wiſſen— 
ſchaft erforderlich? 

Behufs Erlernung und Uebung der einfachſten bürgerlichen 
Verrichtungen wird eine mehrjährige „Lehre“ nothwendig erachtet 
und exiſtiren bereits umfaſſende „Lehrbücher“; wenn den Staat zu 
regieren und zu verwalten jedoch für ſo leicht und einfach erachtet 
wird, daß ohne Weiteres Jedermann dazu berufen werden kann, ohne 
vorher poſitiv und fachkundig „gelehrt“ worden zu ſein, dann wird 
es bald dahin kommen, daß man zwar Lehrbücher für die Schneider⸗, 
Schuhmacher⸗, Drechsler⸗ u. ſ. w. Kunſt zahlreich antrifft, indeß 
werden Lehrbücher für die Staats⸗ und Verwaltungskunſt, weil über⸗ 
flüſſig, dann weder geſchrieben noch gelefen werden. Eine beſtimmte 
Grenzlinie zwiſchen Berufs- und „Selbſtverwaltung“ iſt im Intereſſe 
beider durchaus erforderlich. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Inhalt der aufrechten politiſchen Erledigung über ein Baugeſuch 
im Falle des Juzwiſchentretens privatrechtlicher Einwendungen 
gegen den Bau. In ſolchem Falle ſteht es nunmehr dem Civilrichter 
zu, über Anlangen der Parteien zu entſcheiden, ob der politiſch zu⸗ 
läſſig erkannte Bau begonnen werden könne oder nicht 

Zur Frage inwiefern ſchon das Project eines Lagerplanes auf die 
Bewilligung bereits F Bauanſuchen Einfluß nehmen 

könne. 


Die Gemeinde D. ſtrebte die Genehmigung eines Lagerplanes 
für die Anlage eines neuen Stadttheiles an. Die erſte commiſſionelle 
Erhebung in dieſer Angelegenheit fand am 14. Februar 1874 ſtatt. 
Vor dieſem Zeitpunkte und zwar ſchon am 22. Jänner 1874 hat die 
D . . b er Zuckerfabriks⸗Actiengeſellſchaft um die Bewilligung zum 
Baue eines Beamtenhauſes ſammt Kanzleien auf ihrer Feldparcelle 
Nr. 235 angeſucht. Das Bürgermeiſteramt nahm am 31. März 1874 
die Baucommiſſion vor, bei welcher der Vertreter der vereinigten 
„Sylveſter⸗Zeche“ Proteſt gegen die Ausführung des beabſichtigten 
Baues deßhalb erhob, 1. weil die Baufläche in den drojectirten 
Lagerplan fällt und vor Genehmigung desſelben ein Einzelnbau nicht 
bewilligt werden könne; 2. weil unterhalb der projectirten Baufläche 
Vein der vereinigten Sylveſter⸗Zeche verliehenes Kohlenfeld lagert, 
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Behörde holte zunächſt das Gutachten der Berghauptmannſchaft ein, 
wobei ſie zugleich die Anſicht ausſprach, daß dem Recurſe der Zucker⸗ 
fabriks⸗Actiengeſellſchaft Folge zu geben wäre und zwar aus nach— 
ſtehenden Gründen: 

1. Handle es ſich im vorliegenden Falle zunächſt um einen 
unbeſchadet der noch in Verhandlung ſtehenden Frage über die Zur 
läſſigkeit der Realiſirung des Lagerplanes über die projectirte Stadt⸗ 
erweiterung auszuführenden, in der Nähe einer bereits beſtehenden 
Häuſerreihe projectirten Einzelnbau, für welchen der Bauconſens 
bereits im Jänner 1874, ſomit noch vor der Entwerfung des Layer: 
planes angeſucht wurde, daher die unter dieſen Umſtänden in Ge— 
mäßbeit des § 14 der Bauordnung ertheilte Bewilligung eine Ver⸗ 
letzung des § 65 des genannten Geſetzes nicht involvire. 2. Der in 
commiſſion ſodann den angeſuchten Bauconſens ertheilt und der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung weiter enthaltene, auf 
hierbei erkannt, daß die von der Sylveſter⸗-Zeche erhobene Einwen ; die Austragung der Entſchädigungsanſprüche ſich beziehende Ausſpruch 


welches durch den beabſichtigten Neubau, ſoweit die Schonweite reichte, 
dung wegen des in Mitte liegenden, noch nicht genehmigten Lager- erſch in den Beſtimmungen der Bau-Ordnung nicht begründet, 


dem Abbau entzogen werden würde. Gegen dieſe Einwendungen be⸗ 
merkte die D. . cr Zuckerfabrik, daß es ſich bei ihrem Bauvor⸗ 
haben um die Aufführung eines Hilfsgebäudes gegenüber ihrer Fa⸗ 
brik und nicht um die Errichtung eines neuen Stadttheiles handle, 
daß die Sylveſter⸗Zeche die Grundoberfläche bisher nicht eingelöst 
habe, weßhalb der Grundbeſitzer dieſelbe frei benützen könne. Bei der 
Baucommiſſion, bei welcher nur ein Bauverſtändiger aber kein Berg⸗ 
bauſachverſtändiger intervenirte, wurde die Einſprache des Bergwerks⸗ 
beſizers nicht näher erörtert und im Protokolle lediglich bemerkt, 
daß in polizeilichen und ſanitären Rückſichten kein Anſtand gegen den 
Bau obwalte. 4 5 

Der Bürgermeiſter hat auf Grund der Ergebniſſe der Bau— 


planes nicht berückſichtigt werden könne, weil es ſich nicht um die da die Austragung der von der Sylvefter-Zeche gegen den projectirten 
Erweiterung der Stadt D. ſondern um die Errichtung eines Beamten-VBau erhobenen Einwendungen, welche Erſatzanſprüche für den Ent⸗ 
hauſes, ſomit eines Hilfsgebäudes der D. . ber Zuckerfabrik handelt gang des Kohlenabbaues zum Gegenſtande haben, ſomit privatrecht⸗ 
und die Baulinie nicht nur durch die beſtehenden Gebände gegeben, licher Natur find, in Gemäßheit des § 14 der Bau⸗Ord. dem Civil⸗ 
ſondern auch vom Bezirksingenieur fixirt ſei; der Einſpruch der Syl⸗ rechtswege vorzubehalten iſt. y 
veſter⸗Zeche wegen des unterhalb der zu verbauenden Grundfläche vor⸗ Die Berghauptmannſchaft bemerkte dagegen, daß es ſich hier 
handeuen Kohlenlagers werde, da die gemachten Einwendungen ſich zwar nur um einen Einzelnbau handle, daß dieſem aber auf bereits 
auf Privatrechte beziehen und diesfalls ein gütliches Uebereinkommen vollzogener Maßeuverleihung gegründete Bergbaurechte entgegenſtehen. 
nicht zu Stande kam, nach $ 14 der Bauordnung) auf den Rechts- Sollte ſich die Statthalterei nicht beſtimmt finden den Recurs abzu— 
weg verwieſen, zumal der Bau in öffentlicher Beziehung zuläſſig und weiſen und die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft zu beſtätigen, 
techuiſch ausführbar ſei. ſo wären doch die Recurrenten aufzufordern, ſich darüber auszuweiſen, 
Gegen dieſe Verfügung des Gemeindevorſtehers beſchwerte fich daß ſich die Zuckerfabriksgeſellſchaft mit dem Bergwerksbeſitzer der Syl⸗ 
die Sylveſter-Zeche unter Anrufung des § 103 der Gem. Ord. bei veſter⸗Zeche rückſichtlich der Betriebsbeſchränkungen oder gänzlichen 
der Bezirkshauptmannſchaft, indem fie geltend machte, daß vor Ge- Aufhebung der demſelben innerhalb des Raumes, auf welchem das 
nehmigung des Lagerplanes der in Frage ſtehende Einzelnbau nicht Adminiſtrationsgebäude auf der Grundparcelle Nr. 235 errichtet 
bewilligt werden könne und daß durch die Entſcheidung des Bürger- werden ſoll, nach dem a. B. G. zuſtehenden Rechte und der hiefür 
meiſteramtes die Beſtimmungen des 3. Abſchnittes der Bauordnung zu leiſtenden Entſchädigung abgefunden habe. | 
beziehungsweiſe des § 65 der Bauordnung verletzt werden. Die Statthalterei hat ſodann die bezirkshauptmannſchaftliche 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf im nachſtehenden Sinne Entſcheidung aus den vorangeführten zwei Motiven und ohne auf den 
entſchieden: In dem Erkenntniſſe des Bürgermeiſteramtes müſſe eine Antrag der Berghauptmannſchaft einzugehen, behoben. 
fehlerhafte Anwendung der geſetzlichen Beſtimmungen erſehen Gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung ergriff nun die Directton 
werden. Denn einmal bilde Parcelle Nr. 235 einen Beſtandtheil der Sylveſter⸗Zeche die Miniſterialberufung, worin ſie geltend machte: 


jener Area, für welche die Errichtung eines neuen Stadttheiles pro- 1. daß die Entſcheidung der Statthalterei keineswegs dem Wortlaute 
jectirt iſt. Inſolange die Anlage des neuen Stadttheiles von der und Geiſte des § 65 ſowie des III. Abſchnittes der Bauordnung 
Statthalterei nicht genehmigt und der Lagerplan beſtätigt iſt, durfte entſpreche, welchen geſetzlichen Beſtimmungen gemäß — vorerſt die 
nach § 65 der Bauordnung gar nicht um die Baubewilligung au- Genehmigung der neuen Bauanlage erwirkt werden müſſe, bevor um 
geſucht werden und es iſt geſetzwidrig, in eine Erhebung über ein die Baubewilligung für ein auf einer ſolchen noch nicht abgetheilten 
In dec, Bau Anſuchen einzugehen und die Baubewilligung zu er⸗ Grundfläche aufzuführendes neues Gebäude angeſucht werden kann; bei 
eilen. Eine weitere Nichtbeachtung der geſetzlichen Vorſchriften be- einer gegentheiligen Auffaſſung wäre die Feſtſetzung eines Lagerplanes 
züglich der Erforderniſſe und Bedingungen, welche der Genehmigung gar nicht möglich, weil dieſelbe durch vorher aufgeführte Einzelnbauten 
eines Lagerplanes voraus zu gehen haben, beſtehe nach § 70 der B. O. ganz geſtört werden könne, und daß zweitens die Baubehörde, da 
darin, daß die bei der Verhandlung wegen des Lagerplanes vorge- gegen den in Frage ſtehenden Baue Einwendungen privatrechtlicher 
brachten Auſprüche nicht behoben erſcheinen; in dieſer Beziehung ſeien Natur erhoben worden find, gemäß § 14 der Bauordnung keine 
es namentlich die Anſprüche der Bergwerkbeſitzer, welche vorher zum Baubewilligung hätte ertheilen, ſondern den Streit auf den Rechts⸗ 
Austrag kommen müſſen, reſp. zu beheben find und keineswegs auf weg verweiſen und ſich auf den Ausſpruch beſchränken ſollen, ob 
Grund des § 14 der B. O. auf den Rechtsweg verwieſen werden und inwiefern der Bau in öffentlicher Beziehung zuläfiig und tech— 
können, weil der § 14 B. O. offenbar vorausſetze, daß vorher die niſch ausführbar ſei. Das Petit lautete auf Reactivirung der ber 
allgemeinen Bedingungen des $ 65 der B. O. vorhanden find, reſp. zirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung. 

daß die Genehmigung der Ertheilung der neuen Bauanlage erwirkt Das Miniſterium des Innern hat unterm 30. November 1874, 
worden iſt. Die Verweiſung der Erſatzanſprüche der Bergbauberech⸗ PZ. 14.166 im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium der 
tigten auf den Rechtsweg müſſe daher im Hinblick auf die §8§ 14 Statthalterei Nachſtehendes eröffnet: 


— —— 


und 70 der B. O. ebenfalls als eine ganz geſetzwidrige bezeichnet „Gemäß § 14 der Bauordnung hat die Baubehörde in dem 
werden, umſomehr als hiedurch nach erfolgter Bauführung dem Berge Falle, als bei der Baucommiſſion gegen den projectirten Bau von 
werksbeſiger jede Moglichkeit einer Beweisführung entzogen wird, daß Seite der Anrainer Einwendungen erhoben werden, die ſich auf 
unterhalb der Bau⸗Area abbauwürdige Kohle ſich befindet und derſelbe deren Privatrechte beziehen und bezüglich welcher ein Uebereinkommen 
daher in ſeinem Eigenthumerechte auf das Empfindlichſte geſchädigt nicht zu Stande kömmt, den Streit auf den Rechtsweg zu verweilen 
würde. Hiernach werde im Grunde des § 102 der G. O. das Er- und hiebei lediglich zu erkennen, ob und inwiefern der Ban in 
kenntniß des Bürgermeiſteramtes behoben und mit dem Bemerken öffentlicher Beziehung zuläſſig und techniſch ausführbar ſei. 
außer Kraft gelegt, daß nach § 16 der B. O. bis nach erfolgter Nachdem in dem vorliegenden Falle der D. . er Bürgers 
rechtskräftiger Entſcheidung mit dem Bau nicht begonnen werden darf. meiſter, ungeachtet des Umſtandes, daß bezüglich der gegen den Bau 
Gegen dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft recurrirte eines Adminiſtrationsgebäudes bei der Zuckerfabrik in D. erhobenen 
die Zuckerfabriks Actiengeſellſchaft in D. an die Statthalterei. Dieſe privatrechtlichen Einwendungen ein Uebereinkommen nicht erzielt wurde, 
dennoch die förmliche Bewilligung zur Erbauung des fraglichen Ge⸗ 
bäudes ertheilte, fo ſtellt ſich in dieſer Verfügung des Bürgermeisters 
eine fehlerhafte Anwendung des § 14 der Bauordnung dar. 


) Die Gitate aus der Bauordnung beziehen ſich auf die Banordnung für 
Böhmen vom 11. Mai 1864. 


Das Miniſterium des Innern findet daher anläßlich des vor— 
liegenden Miniſterialrecurſes der Direction der Sylveſter⸗Zeche unter 
Abänderung der Statthalterei⸗Entſcheidung den Beſcheid des D. . ber 
Bürgermeiſters, inſoweit mit demſelben die Bewilligung zur Er⸗ 
bauung eines Adminiſtrationsgebäudes bei der Zuckerfabrik in D. 
ertheilt worden iſt, im Grunde des § 103 der Gem. Ord. zu behe⸗ 
beu und dahin richtig zu ſtellen, daß erkannt wird, der in Frage 
ſtehende Bau ſei in öffentlicher Beziehung zuläſſig und techniſch aus⸗ 
führbar; es werde aber der Streit bezüglich der gegen dieſen Bau 
erhobenen, in dem vorerwähnten Beſcheide des Bürgermeiſters näher 
bezeichneten privatrechtlichen Einwendungen mit dem Beifügen auf 
den Rechtsweg gewieſen, daß es weiter nur der Givilrechtsbehörde 
allein zukomme, über Anlangen der Parteien die Frage zu entſcheiden, 
ob der vom politiſchen Standpunkte als zuläſſig erkannte Bau bis 
zur Austragung des Rechtsweges zu ſiſtiren ſei oder ob, dann in 
welchem Umfange und unter welchen Beſchränkungen mit der Bau⸗ 
führung auch inzwiſchen begonnen werden könne.“ K. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Bahr 1872. 
WII). 


Das ſiebente Heft behandelt die Finanzſtatiſtik, indem es ſowohl den Staats⸗ 
haushalt als jenen von 49 größeren Gemeinden darſtellt. Hiezu geſellen ſich noch die 
Ausweiſe über die Gebarung der Landes- der Örundentlaftungs- und der für Zwecke des 
Cultus und Unterrichts dotirten politiſchen Fonde. Der Staatshaushalt wird nach 
dem von dem oberſten Rechnungshofe zuſammengeſtellten Central⸗Gebarungs-Aus⸗ 
weiſe, der Stand der Staatsſchuld ſpeciell nach dem Ausweiſe der Staake ſchulden⸗ 
Controls⸗Commiſſion entwickelt und den Daten über den Religions- ſowie über den 
Studienfond liegen die Arbeiten der Rechnungs⸗Departements der Landesregierungen 
zu Grunde. 

Bei dieſem Hefte ſind wir zum erſten Male in der Lage, eine Reduction 
des Umfanges gegen die vorjährigen Nachweiſungen zu conſtatiren; es ſind nämlich, 
und das vor Allem auf Koften der Ausführungen über die Fonds- und Gemeindege⸗ 
barung, über 50 Seiten in Wegfall gekommen, ſo daß das ganze Heft noch 112 
Seiten umfaßt. Eine Analyſe des Inhalts wäre demnach weſentlich erleichtert, wir unter⸗ 
laſſen dieſelbe aber doch, wenn auch das genannte Gebiet an Wichtigkeit ſo manches der 
anderen überragt und die ureigenſte Domäne der Statiſtik bildet, einfach aus dem 
Grunde, weil der hier behandelte Zeitraum nicht jener des Jahrbuches, ſondern das 
Jahr 1871 iſt. Es hat die Finanzſtatiſtik eben bisher eine jener Partien gebildet, 
welche ſtets um ein Jahr zurückblieben; wir jagen bieher, weil nach dem Protokolle 
der Decemberſitzung der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion dieſer Uebelſtand bereits über⸗ 
wunden iſt und das nächſte Jahrbuch durch Vereinigung der Daten für 1872 und 
1873 auch in dieſer Abtheilung das Gleichmaß herſtellen wird. 
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Ein Verhältniß anderer Art hindert uns an der umſtändlichen Beſprechung 


des kleinen Heftes IX, welches eine Schilderung der Sparcaſſenthätigkeit im Jahre 
1872 nebſt einer Ueberſicht des Intereſſentenguthabens von 1819 —1872 enthält. 
Wir haben in den Nummern 36 und 37 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitſchrift 
Ehrenbergers Ausſtellungsarbeit über Oeſterreichs Sparcaſſen ausführlich, mit Rück⸗ 
ſicht auf deren hiſtoriſche Entwicklung, behandelt; wir ziehen es daher vor, dem ent. 
ſprechend der Reſultate von 1872 im Zuſammenhange mit den Ergebniſſen des 
Kriſenjahres zu gedenken, welche in einem Jahrbuchehefte pro 1873 ſchon veröffent- 
licht ſind. 

1 Vorerſt müſſen aber den Gegenſtand der nächſten Aufſfätze die noch nicht 


überholten Hefte VIII, X und XI des Bandes für 1872 bilden. 
H. C. H. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 30. December 1874, 3. 14.005 in Betreff 
der Anwendung des Expropriationsverfahrens bei Bannlegung von Wäldern im 
Intereſſe von Eiſenbahnen. 


Der Bau von Eiſenbahnen durch gebirgige und bewaldete Gegenden macht es 
zuweilen nothwendig, zur Sicherung der Bahnbauten und des Verkehres auf denſelben 
mit der Bannlegung von an Eiſenbahnen gelegenen Waldungen vorzugehen, das 
heißt, im Grunde des § 19 des Forſtgeſetzes für ſolche Waldungen zum Schutze gegen 


) S. Nr. 2, S. 7 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift. 
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Lawinen, Felsſtürze, Steinſchläge, Gebirgsſchutt und Erdabrutſchungen oder auch 
nur zur Regelung der Holzbringung eine beſondere Behandlungsweiſe anzuordnen. 

Rückfichtlich der dem Waldbeſitzer in einem ſolchen Falle gebührenden Ent- 
ſchädigung verweift der $ 19 des Forſtgeſetzes auf die beſtehenden Gefetze. 

Um diesfalls vorgekommenen Zweifeln zu begegnen und einen gleichmäßigen 
Vorgang zu erzielen, wird der k. k. Statthalterei im Einvernehmen mit den k. k. 
Miniſterien für Handel und für Ackerbau eröffnet, daß die von der betreffenden Bahn⸗ 
unternehmung dem Waldbefißer zu leiſtende Entſchädigung nach Analogie des 89 
lit. e des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes vom 14. September 1854, Nr. 238 des 
R. G. B. im Wege des Expropriationsverfahrens zu ermitteln und feſtzuſetzen ift, 
weil ſich die Bannlegung eines Waldes als eine theilweiſe Enteignung im Sinne des 
§ 365 a. b. G. darſtellt, indem dadurch dem Walbdbeſitzer eine zeitweilige oder bleibende 
Beſchränkung feines Eigenthumerechtes auferlegt wird. 

Hienach wird in jenen Fällen, wo nach Rechtskraft des Bannlegungserkennt— 
niſſes es nicht gelingt, zwiſchen dem Waldbeſitzer und der Bahnunternehmung rückſicht⸗ 
lich der Entſchädigung des Erſteren ein güͤtliches Vebereinkommen zu Stande zu brin⸗ 
gen, auszusprechen fein, daß ſich der Waldbeſitzer die auferlegte Beſchränkung des 
Wirthſchaftsbetriebes ſeines Waldes gegen die im Wege einer gerichtlichen Schätzung 
feſtzuſetzende Entſchädigung gefallen laſſen muß. 

Ein ſolcher Ausſpruch iſt ausdrücklich als ein Expropriationserkenntniß zu 
bezeichnen, um der Gerichtsbehörde jeden Zweifel zu benehmen, daß derſelbe die Natur 
eines Expropriationserkenntniſſes hat. 

Um die Vornahme der gerichtlichen Schätzung, welche die Ermittlung der dem 
Waldbeſitzer wegen der vorgezeichneten Beſchränkungen ſeines Wirthſchaftsbetriebes ges 
bührenden Entſchädigung zum Gegenſtande haben wird, hat die Bahnunternehmung 
einzuſchreiten, in deren Intereſſe die Bannlegung erfolgt iſt, und iſt dieſelbe dort, wo 
fie nicht durch ihr eigenes Intereſſe veranlaßt wird, die gerichtliche Schätzung zu be— 
ſchleunigen, hiezu durch ämtliche Intervention zu veranlaſſen. 

Die k. k. Statthalterei wird aufgefordert die Unterbehörden zur entſprechen⸗ 
den Darnachachtung hievon in die Kenntniß zu ſetzen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der Polizeidirection in Wien Wil⸗ 
helm Marx das Ritterkreuz des Leopold Ordens tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Rechnungsdireetor im Finanz⸗ 


| minifterium Franz Palfy den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei, dem 


Controlor des Miniſterial⸗Zahlamtes Ferdinand Angerer das Ritterkreuz des Franz, 
Joſeph⸗ Ordens, den Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium Johann Haller, 
Franz Janauſchek, Franz Dürnbeck und dem Adjuncten der Staatsſchuldencaffe 
Joſeph Gauners dorfer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone vertiehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen im Finanzminiſtertum Peter Jir⸗ 
guth und Guſtav Pechwill den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Secretär des orientaliſchen Muſeums in Wien 
Arthur v. Scala zum Director dieſer Geſellſchaft und zugleich zum Miniſterialſecre⸗ 
tar des Handelsminiſteriunts extra statum ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenienr Wenzel Stedry anläßlich deſſen 
Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtä: haben die Errichtung eines Honorar-Viceconſulates in Berlad 
genehmigt und den ehemaligen Staroſten Cornel Scholtz zum unbeſoldeten Conſul 
daſelbſt ernannt. | S1. g 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Generalconſulate in Ruſtſchuk in 
Verwendung ſtehenden Conſulareleven Hugo Kutſchera zum Vireconſul ernannt. 

Der Minifter des Innern hat die Statthaltereiſecretäre Emil Krawezykie⸗ 
wicz, Eduard Gorecki, Miezislaus Ritter v. Maraſſé und Johann Hild, dann 
den Bezirkscommiffär Bronislaus Grafen Eos-Grotkow zu Bezirkshauptmännern 
in Galizien, ferner die Bezirkscommiſſäre Johann Kasparides, Hippolyt Sabat, 
Em! Flechner und Joſeph So niewicki zu Statthaltereiſecretären in Galizien 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Archivar bei dem Cataſtral⸗Mappenarchive in 
Troppau Johann Zimmermann zum Director des Cataſtral⸗Mappenarchives in 
Prag ernannt. | 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Thomas Lukſche in Wien und 
den Poſtverwalter in St. Pölten Karl Edl. v. Klein zu Oberpoſtcontroloren in 
Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtinſpectorsſtelle bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei mit der achten Rangs⸗ 
claffe und 800 fl. Reiſepauſchale, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 4.) 7 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten Rangsclaſſe oder eine Rechn ungsaſſiſtentenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänendirection, bis Ende Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 6.) i 

Zwei Rathöftellen beim Wiener Magiſtrate mit dem Gehalte von 2200 fl. 
oſterr. Währ. und 20perc. Quartiergeld, bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Bezirksthierarztesſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Tſchernembl 
mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr 14.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


